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türkei infodienst 


ERSCHEINT 14TÄGIG 


22.1982 


WVERFASSUNGSENTWUEF VORGELEGT 


Aen IF.0T.1882 warde der in 8 Monaten erarbeitete Ent- 
wur einer neuen Verfassung rom Forsirenden der Ver- 
fessungskommission, Prof, Dr Orien Aldakeck, dem 
Vorsitzenden der Beratenden Versammlung, Sadi irmak. 
überreicht. Der Entwurf bestehe aus 200 Peragraplen, 
die in 3 Albsitze gegliedert Hd, 


A. Allgemeine Bestimmengen {104} 
E Grundrechte und -pllichten (#08) 
C Soziale und wirtschaftliche Rechten und Pflichten 
(1608) davon: 
Dit Grundergane der Republik 
1. Legistarive {F68} 
2, Exekutive (BUBI 
4, Judikative [278] 


Der Text ist in der birkicken Preise in perschiedenen 
Formen veröffentlicht worden. Wir zëtäeea zundehsi die 
wichtigst Newerungen iaut Cumhuriyet vom 18.07.32 
umd eier derarh würtliche Übersetzungen aus dem 
in der Hürriyet vom IL07.19857 veröffentlichten Ge: 
damtiext Anschließend Werden, wr Kommentiere der 
verschterlenen Gremien zum nener Verfesungserfoerf 
räsrulgeren: 

Diese Ausgabe des ürkeliefodemsier‘ wird. sich wegen 
der Aktualität der Sache nur mit dem neuen verias- 
sungsentwurf beschäftigen. 


Cumluariyei vom 14.07.1957 

Was bringt der neue Entwurf? 

+ Es wird ein ‘staatlicher Beratungsrat' mit wenigstens 
A0 Mitgliedern gegründet, 20 der Mitglieder werden 
mit der Möglichkeit der Wiederwahl vom Staatspräsi- 


denten für die Dauer von b Jahren ernannt. 


* Parlamentswahlen werden alle fünf Jahre abgehalten. 
Das Wahlalter ist 21 Jahre, 


+ 


Gründung won Parteien, die die Verteidigung und Er- 
richtung von Kommunismus, Faschismus, Theokratie 
order irgendeiner Diklat zum Ziele haben, wird ver- 
botti 


Lë 


Gewerkschaften dürfen keine Politik mechen, poli 
tische Parteien nicht unterstützen oder von politischen 
Parteien unterstützt werden. Sie dürfen nicht gemein- 
sam mit Woereinen, Berußsorgamisuboren und Stif- 
tungen handeln- 


+ 


Streiks und Aussperrung politischer Ziebetzung, Soli- 
«tarititssrreiks und -aussperrungen, Firmenbestzungen, 
Praduktmatiteminderang und Widerstände werden ver: 
boten. An kleinen Arkeitsplätzen wird ein Streik- und 
Aussperrunggsverbert erlassen 


Nach der Feststellung ‘die Presse ist frei, Zensur findet 
nicht state" heißt es, dab Nachrichten und Artikel, die 
die innere und Autere Sicherheit des Staates, die Ein- 
heit des Landes und der Nation bedrohen, oder die ge 
eignet sine, zu Straltaten, Aufstand oder Aufruhr an- 
zustiften, oder die geheime Informationen des Staates 
betreffen, mach den gesetzlichen Besrimmungen ein 
vergehen sind. 


+ Die Freiheiten, Gedanken zu uerg und zu verbreiten, 
können ‘zur Verhinderung von Straftaten, zur Wah- 
tung der Bestrafung von Tätern, des Anschens und der 
Rechte von anderen, des Privat- und Famibenlebens 
und von Berulsscheimnissen, wegen Kichteeräftentl- 
chung von Geheimdokumenten des Staates, zur Wer- 
hinderung von unwahren und verfrühten Nachrichten, 
die das wirtschaftliche Leben beeinflussen, zur ange- 
messenen Erfüllung der Gerichtsbarkeit und. zum 

Schutz der Jugend vor schädlichen Strämungen und Ver- 
halten’ begrenzt werden. 


* Vereine dürfen keine politischen Ziele verfolgen, poli- 
ische Parteien nicht unterstützen, nicht gemeinsam 
mit Gewerkschaften, Berufsorganisationen und Sot 
tungen handeln. Die Vereine dürfen außerhalb ihres 
Bereiches und ihrer Ziele keine Versammlungen und 
Demantratignen" veranstalten. 


+ Der kinisterpräsilent wird aus den Reihen der Farla 
mentsmitglieder oder denjenigen, dit aks Parlaments- 
mitglieder wählbar sind, ernannt. Die Bestimmung 
seine Dienstzeit kann entsprechen den Vorschriften 
durch den Staasspräsidenten beendet werden, wird 
aufgenommen. 


* Im Entwurf befinde sich die Bestimmung "wenn der 
»linisterpräsident Wiederholung ‚Ger, Wahlen Iordert 
und das neue Kabinett nicht innerhalb von 30 Tagen 
zusammengeslell! werden kann, kann der Staatzpra- 
sident under Anhörung des Präsidenten der Groben 
Volkskammer und des Präsidenten des Bepuhliksrats 
die Wiederholung der Wahlen lordem’, 


$ Tier Generalstabschef wird mal Yorchlag der Regie- 
rung vom Stastspriskienten ernannt, 


b Det Worsitzernle der Staatsbarık wird vom Staalspräsi- 
denken CS, 


e Das Kabinett kann in einer Yersummlung unter Worsitz 
des Staatsprasidenten den Ausnakmezitstand im gan- 
zen Land oder einer oder mehrerer Regionen für nicht 
mehr als zwei Monate ausrulben. 


Härriyet vom 18.07.1982 
Sonderbeilage: VERFASSUNGSENTWURF — 
Der erste Tell: DIE ALLGEMEINEN GRUNDLAGEN 


1. Art des Staates und Unveränderbarkeit der Art des 
Staates 

5 1: Der türkische Staat ist gie Republik. 
Dice Bestimmung der Verfassung dari nicht verin- 
dert werden, eine Anderung darf nicht cinmal vorge- 
schlagen werden. 


I. Grundprinzipien der Republik 

$ 2: Die Republik Türkei ist ein demokratischer, laisi- 
stischer, sozialer Rechtsstaat, der im Werständns des 
gesellschaftlichen Friedens, nationaler Solidarität und 
Gerechtigkeit, unter Achtung der Menschenrechte, 
dem Nationalismus won: Atatürk verbunden ist und 
auf den am Anfang aufgeführten Grundprinzipien be- 
ruht. 


II. Einheit des Staates, oflizielle Sprache, Flagge, Natio- 
nationalhymne und Hauptstadt 

S 3: Der türkische Staat ist mit seinem Land und seiner 
Nation eine unteilbare Einheit 
Die olfisielle Spreche ist Türkisch. 
Seine Flagge ist in der im Gesetz festgelegten Form, 
weiber Mond, Steen, cine rott Fahne. 
Die Mationalhymne ist der "Unabhängizkeitsmarsch". 
Die Hauptstadt ist Ankara, 


VI. Gleichheit vor dem Gesetz 

Sp: Jedermann iH vor dem Geseis gleich, ohne Rick- 
sicht auf Sprache, Rasse, Hautlarbe, Geschlecht, poli- 
tiecher Meinung, Weltanschauung, Religion, Bekenot- 
nis oder ähnliche Unterschiede. 
Keine Person, Familie, Schicht oder Klasse genießt Pri- 
vilten: 
Die Staaisorgane und Werwaltungsztemien sind ge- 
zwungen bei allen Verfahren aich entsprechend dem 
Gleichheitsgrundsatz wor dem Gesetz zu verhalten. 


Der zweite Tea: 
Erste Abschnitt: 


GRUNDKECHTE und -PFLIEHTEN 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 


1. Qualität der Grundrechte und-freibeiten 
5 11: Jeder besitzt an seine Persönlichkeit gebunden 
unantastbar, unibertragbar und unveräußerlich ` äie 
Grundrechte und Zeeiëtetten. 
Die Grundrechte und -Freiheiten beinhalten auch Atf- 
gaben und Verantwortung der Person gegenüber der 
sellschaft, der Familie und den anderen Personen. 


IL Begrenzung der Grandrechie und -freiheiten 

§ 12: Die Ausühung der Grundrechte und -freiheiten 
kann zum Schutze der unteilbaren Einheit des Larıdes 
und der Nation des Staates, der Republik, der natin- 
nalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, der allge- 
meinen Sicherheit, des offentlichen Inieresses, der all- 
gemeinen Moral, der allgemeinen Gesundheit und der 
Rechte und Freiheiten der anderen, sowie zus besondo: 
ren Gründen, die in anderen Paragraphen gezeigt wer 
den, begrenzt werden. 
Die in diesem Paragraphen aufgeführten Beschrin- 
kungspründe gelten für alle Grendrechte und -Treihei- 
SCH, 
Die Beschränkungen: in Bezug auf die Grundrechte und 
-reiheiten dürfen den Kotwendirkeiten der demokra- 
tischen Gesellschaftsordnung nicht wieleraprechen wrid 
sicht außerhalb des vorgesehenen Zweckes angewandt 
werden. 


DI. Verbot des Mißbrauchs der Grundrechte und Pret, 
heiten 

> Lä: Keine der in «dieser Werlassung aufgeführten 
Grundrechte und -freiheiten darf dazu benutzt wierden, 
die unteilbare Einheit des Landes und der Naton des 
States zu zerstören, die Existenz des türkischen Siaa- 
tes und der Republik zu gefährden, die Grundrechte 
und Freiheiten zu beseitigen, die Herrschaft eier Per- 
scan oder einer Schicht oder die Worherrschaft einer 
sozialen Klase über eine andere soziale Klasse zu 
sichern, oder eine Trennung nach Sprache, Rasse, 
Glaube oder Erkenntois herzustellen oder auf sonst 
irgendeine Weise eine Staatsordnung zu errichten, die 
sich zul Kommunismus, Faschismus oder religiosas 
Grundlagen stützt. Wer sie zu diesem Zwecke benulak, 
verliert die Rechte und Freiheiten, die er mißbraucht 
hat. Das Urteil über den Kechrsverlast gprechen die 
Gerichte aus. 
Feine Bestimmung der Werfasung kann so interpre- 
tiert werden, dañ se einer Person oder einer Gruppe 
das Kecht gibt, Aktivitäten zu entlalten, die dazu it- 
ent and, die m dieser Verfasmng tesigelcgien 
Grundrechte und -Treiheiren zu beseitigen. 


IN. Beendigung der Anwendong der Grundrechte und 


-iči ten 
5 Lë: Im Falle von Krieg, Eri echi oder Ausnahmexu- 
- können die Grundrechte und -freiheiten unter 
der Bedingung Verpflichtungen, die zus imternalbons- 
len Abkommen berühren, nicht zu verletzen, in dem 
durch die Situation bedingten Ausmaße teilweise oder 


gänzlich aufgehoben werden oder es können den hier- 
zu in der Verfassung aufgeführten Sicherheiten wederr- 
sprechenden Maßnahmen ergriffen werden. 

Allerdings deren selbst in den im ersten Abschnitt maf- 
geführten Fallen außer den Todesfallen, die der Kriegs- 
rechtssprechung entsprechen und den Wolstreckungen 
der Todestrale. das Kecht der Person zu leben, ihre 
materielle und ideelie Ganzheit, sowie die Regeln, daß 
miernanl zur Offenlegung seiner Religion, seines Ge- 
Wissens, seiner Gedanken und Überzeugungen gexwun- 
gen werden kann und nicht deswegen beschuldigt umi 
angeklagt werden kann, daß Schuld und Strafe micht 
auf «die Vergangenheit angewendel werden kann umi 
dn meman bis zum Nachweis seiner Schuld als Yer- 
bkrecher betrachtet werden kann, nicht verletzt werden. 


Y, Die Btuaton der Ausländer 

# 15: Die Grundrechte und Zereibetten dürlen der inter- 
nationalen Kechtssprechung gemäß für Ausländer be- 
schränkt werden. 


Der zweite Abschnitt: DIE RECHTE UND PFLICHTEN 
DER PERSON 


Ill. Dhe Freiheit und Sicherheit der Person 

A DIE FREIHEIT DER PERSON 

E E Besitzt persönliche Freiheit. Außer in den 

Aller: 

a) Vollzug der freiheitsberaubenden Strafen der Gerichte 
und Sicherkeitsmaßnahrmen, 

b} Yerhafiung oder Inhaftirung einer betreffenden Der, 
Son aufgrund: der Notwendigkeit eines Gerichisbe- 
schlußes ; 

ch Wallstreckung des Beschlußes, einen Minderjährigen 
unter Aufsicht einem Heim oder dem zuständigen 
Art worzulülrer, 

dl Maßnzhmen berüglich der Freiheit einer Person, die 
eine Gefahr in: der Giesellschaft darstellt, eines Gesstes- 
kranken, eines Rauschmittel- oder Alkobhelsichtgen, 
eines Werwahrlasten oder einer Person; die eine Krank: 
heit verbreiten kann, 

e} Verhaftung oder Festnahme von jemanden, dert 
repelwidrig in das Land kommen wil oder gekommen 
ist. oder für den ein Ausweisungs: oiler Auslieferings- 
befehl vorliegt, 

dar! niemand seiner Freiheiten beraubt werden. 


D DIE SICHERHEIT DER PERSON 
$ 19: Jeder besitzt die Sicherheit der Person. 


Eine werhafiete oder inhaftierie Person, wird aus- 
genommen der Frist des Transporte von dem Ori 
der Inhaftierung zu dem nächsten Richter spätestens 
in 48 Stunden und bei gemeinsamen Straftaten mari- 
mal in 15 Tagen dem Richter vorgeführt. Niemand 
kann nach der Frist ohne einen richterlichen Beschluß 
seiner Freiheit bermabt werden. Die Station des Ver- 
hafıelen oder Inhaftierten, wird den Kahestchenden 
mitgeteilt. Die Bestimmungen. bezüglich Aumahme- 
zustand, Kriegsrecht und Kriegssituation bleiben vor- 
behalten. 


BESTIMMUNGEN BEZÜGLICH DER FRESSE UND 
FÜUBLIEKATIONEN 
A. FEESSEFREINEIT 


5 23: Die Presse isi frei, Zensur findet nicht statt, Grin- 
Jung eines Verlages kann nicht an Einholıng einer Ge- 
nehmizung oder Einzahlung einer finanziellen Sicher- 
heit gebunden werden, 

Der Staat offe Maßnahmen, um die. Presse- und Pub- 
likztionsfreiheit zu sichern- 

Bei der Beschränkung. der Pressefreiheit, den Erklärun- 
gen von Gedanken und Freiheiten der Publikanen 
werden die Bestimmungen des $ 26 angewendet, 
Wer Nachrichten und Artikel, in welcher Eigen- 
schalt auch immer, die die innere und äußere Bëscher, 
heit des Staates, die Einheit der Nation und des 
Landes bedrohen, oder zum Begehen von Sıraftaten, 
einem Aufstand oder einem Aufrulır anstilten oder 


sth mit den Geheiminfornationen des Staate befas- 
sen, zum Zwecke der Veröffentlichung einer anderen 
on und sie zum gleichen Zwecke druckt und drucken 
äße, ige nach den diesem Vergehen angemessenen Ge- 
seizerbestinmmungen verantwortlech, selbst, wenn ein 
%Yertrieh nicht stattfindet. In solchen Fällen kann vor- 
heugend der Wertrich verhindert werden. 

Cher den Vorfall darf mit der Aielsetzung der Urteils- 
plicht ohne Beeinflußung und wter Vorbehalt des 
Tichterlichen Urcia, kein Puhlikationswerbot erteihi 
werden- 

Periodische und nicht perrodisthe Publikationen kon: 
nen auf richterlichen Beschluß während der Feit der 
Untersuchung oder Strafreriolgang durch Beschluß der 
zuständigen Stelle ecingesamméli werden, wenn besig- 
lich der Einheit des Landes unal der Nation des Staates, 
der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, 
den Prinzipien und Ideen von Atarirk, der allgemei: 
nen Moral dem Ansehen und den Kechten von dride- 
ven, dem Schutz des Geheimeisses des Familienlebens 
und zur Verhinderung von Straftaten Einwände gegen 
eine Verzögerung besuchen. Die Stelle, die den Belchl 
zum Finsammein gibi, teile diesen Befehl spätestens 
in ?4 Stunden dem zurländigen Richter mir. Wenn der 
Richier diesen Beschluß, nicht spätestens in drei lagen 
bestätigt, wird der Beschluß zum Eissammeln wir- 
kungslas. 


Im Falle einer Verurteilung der periodischen Fublika- 
tionen in der Türkei wegen dem Werstod gegen die 
Lnteilbarkeit der Nation und des Landes des Staates, 
i die Grundprinzipien der Republik, der nationi- 
len Sicherheit und der allgemeinen Moral, kann der 
Kichter außerdem ein worübergehendes Verbot von 
bis zu einem Jahr oder im Falle von mehr als einer 
Bestrafung wegen dieser Vergehen ein vonibergehendes 
iier ständiges Verbot aussprechen. Der Richter kann 
zur Worbeure die erwähnten periodischen Publikaus- 
nen schon vor dem Urteil einstellen. Jede Art von 
Publikation, die dic Eigenschaft der Fortführung der 
geschlossenen oder gestopplen periodischen: Publika- 
tion trägt, ist verboten. Diese werden durch richter- 
lichen Beschluß cingesammelt. 


Jung dieser Freiheit zu verbieten. 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen finden auch auf 
Stiftungen und Einrichtungen dieser Qualität Anwen- 
due. 


5 5d: Jeter hat das Recht, unbewalfinete und nicht 
aggresive Versammlungen and Demonstrationen abru- 
halten, ohne vorher eine Genchrigung einzuhalen. 
Die Bedingungen, Art und Weise, an die man sich bei 
der Nutzung des Rechtes auf, Veranstaltung von Ver: 
sımmlangen umd Demonstrationen zu halten har, legt 
das Gesetz fest. 

Wereine, Gewerkschaften und Berofsorganisationen 
von der Eigenschaft einer Öffentlichen Einrichtung 
dirfen außerhalb ihrer Thematik und Ziele keine Ver- 
anstaltungen und Demonsretionen veranslalte und 

ach auch nicht außerhalb der Thematik und Ziele an 
Yersummlunger und Ibemonstralioren beteiligen. 


Der dritte Teil SOZIALE UND WIRTSCHAFTLICHE 
RECHTE UND PELICHTEN 


IV. Freiheiten des Arbeitens und Wertragschließens 
A. FEKEIHEIT DES ABKBEITENS und VERTEAGSAB- 
SCHLUSSES 


550: Jeder hat das Recht, am gewünschten Platz zu ar- 
beiten, Werträge zu schließen und einen Beruf zu 
wählen. 


B: FREIHEIT DES PRIVATUNTERNEHMENS 


& 51: Es steht frei, ein Frivatusternehmen zu gründen, 
Das Gesetz kann nur wegen öffentlichen Interesses, 
Kolwendirkeiten der Nationalwirtschaft und mit so- 

vialen Zielen die Freiheit des Priratunternehmens be: 
schneiden. 
Der Staal ergreift Maßnahmen, die das Arbeiten der 
Privatunternehmen in Sicherheit und Entschlossen- 
heit sicherstellt. 


D N, Bestimmungen bezüglich der Arbeit 

VERSAMMLUNGSRECHT und -FREIHEITEN e ee 
D. RECHT ZUR GEWERKSCHAFTSGRONDUNG 

A. FREIHEIT, VEREINE ZU GRUNDEN d 

§ 33: Jeder hat das Recht, ohne vorherige Genehmigung E 55: Arbeiter und Arbeitgeber haben das Recht, sine 


einen Verein zu gründen. Niemand kann dazu gezwun 
gen. werden, in einem Verein Mitgliei zu werden oder 
Mitglied zu bieiben. Die Bedingungen, Art urd Weise, 
wie die Freiheit einen Werein zu münden, benutzt 
ward, legt das Gesetz Test. 

Sowie che Vereine nicht gegen die alleemeinen Grinde 
der Beschränkung des $ 12 verstoßen dürfen, so diirfen 
sie keine politischen Ziele verfolgen, keine politischen 
Aktivitäten entfalten, keine politischen Parteien unter- 
stützen oder von ihnen unterstützt werden, sie dirfen 
mit Geweerkschalten, Eeruflsorganisationen von der Art 
öllentlicher Einrichtungen und Stifrungen unter dieser 
Zielsetzung nicht gemeinsam handeln. 

Yereine, die die Gründungsbedingungen nicht mehr er- 
füllen oder die die im Gesetz vorgesehenen Auflagen 
nicht erfüllen, #shlen automatisch als aufgelöst. 
Yereine, können in den vom Gesetz vorgesehenen Fäl- 
jen durch richterlichen Beschluß aufgeköt werden. In 
Fällen, in denen wegen der unteilbaren Einheit des 
Landes and der Nation des Staates, der nationalen $i- 
<herkeit, der öffentlichen Ordnung, dem Schutz der 
Rechte und Freiheiten anderer und der Verkinderang 
von Seraftzben Einwände gegen eine Verzögerung be- 
stehen, können die Aktivitäten durch die zuständige 
Selle unterbunden werden. 

Zum Zwecke des Schutzes der unteilbaren Einheit des 
Landes und der Nation des Staates, der nationalen Si- 
cherheit, der nationalen Souveränität und der allpemei- 
nen Ordnung können die Vereine auch durch das In- 
nenmauisterum geschlossen werden. 

Die Bestimmung des ersten Abschnittes stellt kein Hin- 
dermis dar, um bei den Bediensteten der Streitkrafte, 
der Sicherheitskräfte und des öllentlichen Dienstes 
weitere Beschränkungen einzuführen oder die Anwen- 


vorherige Genehmigung Gewerkschaften und übergrei- 
fende Organisationen zu gründen, um die wirtschaft- 
lichen umd sozinlen Rechte und Interessen ihrer Mit- 
glieder in den Arbeitsbexiehungen eu schützen und zu 
entwickeln. 

»iitglielschaft und Austritt aus den Gewerkschaften 
sind Frei. 

Niemand kann zur Mitgliedschaft, zum Verbleib oder 
zum Austritt gezwungen werden. 

Die Satzungen der Gewerkschaften, ihre Leitung und 
Tätigkeiten dürfen den demokratischen. Prinzipien 
nicht widersprechen. 


E GEWERKSCHAFTLCHE AKTIVITAT 


2 56: Sowie die Gewerkschaften nicht gegen die allge- 
meinen Gründe der Beschrinkung im $ 12 verstoßen 
dürfen, 30 dürfen sie auch keine politischen Ziele ver- 
folgen, keine politischen Akuivitiren entfalten, keine 
Unterstützung von politischen Parteien erhalten oder 
ihnen solche gewähren; sie dürfen mit Wereinen, Be- 
rufsorganisationen von der Art öffentlicher Einrich- 
tungen und Stiftungen zu diesem Zweck nicht susim- 
menarbeiten. 

Die Verwaltungs uml Finanzkontrolle der Gewerk- 
schaften und ihre Ausgaben und Einnahmen werden 
durch das Gesetz festgelegt; die Mitglieder zahlen ihre 
Beiträge direkt an die Gewerkschaft. 
Gewerkschaltliche Tätigkeit beinhaltet nicht das 
Kecht, am Arbeitsplatz nicht zu arbeiten. 

Die Gewerkschalten dürfen ihre Einnahmen nicht aun- 
Serhalb ihrer Ziele verwenden; die in ihren Satzungen 
festgelegten Streik- und Ausgperrungsfonds bewahren 
sie aul nationalen Banken. 


VL Recht auf Tarifabkommen, Streik und Aussperrung 
A. TARIFRECHT 


3 57: Arbeiter und Arbeitgeber haben das Recht, Tarife 
abzuschließen, mit dem Ziel, gegenseitig Löhne und 
Arkeitsbedingungen festzulegen. 

Die Art der Tartlabschlüße wird durch das Gesetz ge- 
regelt. 

Die Tarilabkonmmmen dürfen keine den Gesetzesbestim- 
mungen widersprechende, sie ändernde oder aufheben- 
de Bestimmungen enthalten. 

Am gleichen Arbeitsplatz darf in der gleichen Periode 
richte mehr als ein Tardahkommen geschlossen und an- 
gewandt werden. 


B. STREIK: UND AUSSPERRUNGSREGCIT 


5 58: Im Falle der Niehteisigung bei den Tarifrerhand- 
lungen haben die Parteien das Recht auf Sek und 
Aussperrung. Die Arı und Bedingungen, dieses Recht 
zu beanspruchen, werden durch das Gesetz geregelt. 
Streik- und Aussperrungsrechte dürfen nicht in der 
Weis geregelt werden, dab ge den Ansitanidsregeln 
widersprechen und den nationalen Besitz schädigen. 
Für die durch Arbeiter und Gewerkschaft während des 
Sreiks an einem Artswitsplatz verursachten Schäden 
kommt die Gewerkschaft auf. 
Die Situationen, in denen Streiks und Ausspermunger 
verboten werden können, werden durch das Gesetz 
pelt. 

ar Konfkki im Falle des Werbots oder der Werzige- 
rung des Streiks oder der Ausperrung wird von der 
Oberen Schiedsstelle gelöst. 
Streik und Ausgerrung politischer Ziele, Solkdaritäts- 
streiks und -aussperrungen, Generaktreiks und aus- 
sperrungen, Besetzung des Arbeitsplatzes, Produkti- 
tätsminderung und Widerstände sind verboten. Sank- 
tionen lept das Gesetz le. 
Das Arbeiten der am Streik Unbeteilisten am Arbeits- 
palts darf in keiner Weise behindert werden. 


H GEUFDSATZE, DIE DIE PARTEIEN BEACHTEN 
MUSSEN 


$ 78: Politische Pateren, seien sie an der Macht oder In 
der LC bapozëtäos, dürfen keine Aktivitäten außerhalb der 
Satzunpen und Programme entfalten. Ste dirien sich 
nicht außerhalb der Begrenzung des $ 1% der Werlas- 
sung stellen. Übertretung zieht Auflösung nach sich. 
Politische Parteien dürfen idecil und materiell zur Ver. 
folkrung und Stärkung ihrer Politik nacht mit Vereinen, 
Gewerkschaften, Stiftungen und Beruisorganiationen 
mir der Eigenschaft Hffentlicher Einrichtungen susam- 
nenarbeeiben. 
Irnerparteiliche Tätigkeiten upd Geschlüße dürfen den 
Grundsätzen der Demokrate richt widersprechen. Ihe 
Hnsnziele Kontrolle der politischen Parteien wird 
durch das Yerfassungsgericht durchgeführt. 
Die Öherstaztsanwaltschaft der Republik hat die Auf- 
gabe, Übereinstimmung der Satzungen uni Programme 
der gegründeten Parteien, der juristischen Lage der 
Gründer mit den Bestimmungen der Verfassung und 
der Gegeize, sowie ihre Tätigkeiten ständig, vor und 
nach der Gründung zu Überprüben. 
Die Schließung von politischen Parteien erfolgt auf An- 
klage des Überstaatsanwaltes der Republik durch das 
Werdassungspericht. 
Wenn im Urteil des Werfasungsgerichtes festgelegt 
wind, daß che Gründer der Partei und Mitglieder der 
Organe des Generaborstandes durch Person und Auße: 
rungen Grund für die Schließung der Partei gewesen 
sind, dürfen sie selbst unser anderem Namen und Pro- 
gammen keine neuen Parteien gründen und im Vor, 
stand wmd bei den Revisoren gegrürdeter Parteien 
keine Aufgaben übernehmen. 
Das Gesetz regelt Gründung nrd AkGvitägen, Kontrolle 
und Schließung der politischen Parteien on Rahmen 
der oben beschriebenen Grundsätze, 


GEUNDORGANE DER REPUBLIK 
Erste Teik DEE LEGISLATIFE 


Se 1. Die Große Nationalkammer der Türkei 
A. GRÜNDUNG 

Il. Aktives, passives Wahlrecht, Recht der politischen 
Tetätigung ZS 83: Die Grofe Nationalkammer der Türkei setst sich 
aus HH) Abgeordneten zusammen, die durch allgemei- 

& 76: Die Birrer haben entsprechend den im Gesetz ne Wahlen durch die Wathon gewählt werden. 

festgelegten Bedingungen aktives und passives Wahl- 

recht und das Hecht, sich unabhängig oder in einer 

politischen ee ae zu betätigen. 

Wahlen werden Irci gleich, geheim, einheitlich, dt 

gemein, nach den Prinzipien. der offenen Auszahlung 

umi Präsentierung unter Leitung und Kontrolle der 

Judikative abgehalten. 

Jeder türkische Staatsbürger, der das einundewa m- 

zigste Lebensjahr vollendet hat, besitzt aktives Wahl- 

recht. 

Die Ausibung dieses Rechtes legt das Gesetz fesi. 


B: VORAUSSETZUNGEN, UM ALS ABGEORDKETER 
GEWÄHLT ZU WERDEN 


§ S4: Jeder Türke, der das 30- Lebensjahr vollendet hat, 
kann als Abgeordneter gewählt werden. Personen, die 
nicht wenigstens & Jahre Schulbildung genossen haben, 
Eingeschrinkte, Personen, die ihrem Wehrdienst nicht 
Gene geleistet haben, die vom öffentlichen Dienst 
ausgeschlossen sind, die zu mehr als 6 Monaten Zucht: 
haus- oder Gefängnisstrafe verurteilt worden sind, aus- 

enormmen fahrlässige Vergehen, Personen, die wegen 
schandhafter Taten, wie Unterschlagung, Weruntreu- 
ung, Bestechlichkeit, Bestechung, Diebstahl, Betrug, 
Fälschung, Mißbrauch des Glaubens oder mittelbaren 
Konkurses oder Strallarch wie Schmuggel, Konspira- 
tion bei staatlichen Aufträgen oder An- und Verkauf, 
oder der Weröffentlichung von Staatsgeheennissen br- 
straft wurden, Personen, die gemäß den Bestioomungen 
in & 18 eine der Grundrechte und -freiheiten verloren 
haben, Kënnen nicht als Abgeordnete gewählt werden, 
gellst wenn sie amnegtiert wurden. 
Das Gesetz legt Test, unter welchen Bedingungen, die 
im äßfentlichen Dienst Beschäftigten als Abgeordnete 
kandidieren können. 
Richter, Offiziere, Militärbkeamte und Unteroffiziere, 
sowie Polizisten dürfen nicht kandidieren und gewählt 
werden, solange sie nicht aus dem Beruf ausgeschie- 
den sind. 


II. Bedingungen bezaglich politischer Parteien 


A RECHT ZUR GEUNDUNG UND ZUM EINTEITT 
IN POLITISCHE FARTEIEN 


5 77: Die Bürger haben das Hecht, poltische Parteien 
zu gründen und den Regeln entsprechend, in Parteien 
ein- und auszutreten. 
Die Parteien sind unahdingbare Elemente des dero- 
kratischen pelitischen Lebens. 
Politische Parteien werden ohne vorherige Genchmui- 
gung gegründet und entfalten ihre Aktivitäten im Kat- 
men der Bestimmungen der Verfassung und der Ge- 
scher. 
Satzungen uid Programme der politischen Parteien 
difen den Prinsipeen. der untellbaren Einheit des 
Staats mit Land und Nation, den Klenschentechten, 
der nationalen Souveränität und der demokratischen ge 
und Isieistischen Republik nicht widersprechen. 
Folitische Parteien, dde die Verteidigung und Errich- 
tung vom Prinzip der Klasse und Schicht, Kommunis- 
mus, Faschismus Theokratie oder jeder Art von Dik- 
tarar in der Türkei zum Grundsatz haben, dürfen nicht 
gegründet werden. 


II, Wahlperiode der Großen Nationalkammer der Tarkei 


#89: Die Wahlen zur Großen Nationalkammer der Tii- 
kei werden einna in Fünf Jahren abgehalten. 


IV. Verschiebung der Wahlen und Zwischenwahl zur 


Großen Nationalkammer 


$ ou: Die Große Nationalkammer der Türkei kann im 


Falle von Krieg, Kriegsrecht oder Ausnahmezustand 
die Wahlen um ein Jahr verschieben, wenn keine Mig- 
lichkeit für Neuwahlen erkennbar ist. 

Der Staatspräsident kann von der Großen Kational- 
kammer aus den gleschen Gründen eine Verschiebung 
der Wahlen wm ein Jahr von der Großen Nationalkam- 
mer fordern. 

Im Falle, dab Mitglieder aus der Großen Nationalkam- 
mer ausscheiden, werden Zwischenwahlen veranstaltet. 
Zwischenwahlen finden in der Kegel in jeder Wahlpert- 
ode einmal statt und bevor micht 30 Monate nach den 
allgemeinen Wahlen vergangen sind, Girelen keine 
Zweschenwahlen asiatt. Nur wenn die Zabt der auscher- 
denden Mitglieder mehr als 5% der Gesamtheit betragt, 
werden Zwischenwahlen in drei Monaten durchgeführt. 
Ein Jahr wor den allgemeinen Wahlen. dürfen keine 
Zwischenwahlen veranstaltet werden. 

Ein ‚Jahr vor der Newwahl:des Staatgprändenten darf 
der Staatspräsident eine Verschiebung der Wahlen 
nicht mehr fordern. 


E BEENDHIGUNG DER MITGLIEDSCHAFT 
5 96: Wenn die Große Natonalkammer wegen des Ver: 


ustetlung eines Mitglieds, die seine Mitgliedschaft be- 
bäsctert, seinem Kibcktritt, einer Einschränkung, der 
Akzeptierung eines Dienstes, der mit der Mitglied- 
schaft nicht vereinbar ist, oder weil jernand sich in ei 
nern Legislatorjahr unentschuldigt zusammen 45 Tage 
nicht ap der Kammertättigkeit beteiligt hat, die Bern- 
digung der Mitgliedschaft beschließt, ender die Mii- 
gliedschaft in der Großen Nationalkammer. 

Ein Abgeordneter, der aus seiner Partei austritt, kann 
in der Wahlperiode. seine Mitgliedschaft als Unabhän- 
girer fortführen. Wenn er in eine andere Partei eintritt 
oder Kabinettsaufgaben übernimmt, endet seine Met 
gliedschaft. f 
Die Mitgliedschaft der Abgeordneten, deren Partei 
durch das Werlassungseericht verboten wurde, endet 
spät dem Datum, an dem das Werbot im Armtsblatt ver: 
öffentlicht wirde- 


È. VERÖFFENTLICHUNG DER GESETZE DURCH 


DEN STAATSFRASIDENTEN 


§ 109: Der Staatspräsident veröffentlicht die durch die 


Große Nationalkammer verabschiedeten Gesetze in 10 
Tagen. Gesetze, deren Veröffentlichung er nach Bera- 
tung mil dem Staatsberatungsrat für nicht angemesen 
erachtet, sendet er innerhalb der gleichen Frist an die 
Grobe Nationalkanmer zurück und fügt hierzu eine Er- 
läuterung bei, damit das Gesetz noch einmal beraten 
wird, Die Frist des Staatsberatungsrates zum Überprü- 
fen ist won dieser Frist ausgeschlossen. Das Haushalts- 
gesetz und die Verfassung sind von dieser Bestimmung 
AMSFEERSEILETLEIN. 

Wenn die große Nationalkammer cdas Gesetz in der 
gleichen Weise verabschieden, wird das Gesetz durch 
den Staatspräsidenten veröffentlicht. Falls die Kammer 
am dem (esete Änderungen worammt, kan der 
Staatapzästdent das geänderte Gesetz an die Kammer 
zurickschicker. 


Zweite Teil: DIE EXEKUTIFE 


Der Staatspräsident 


A, EIGENSCHAFTEN und UNPAKRTEILICHKEIT 


= 110: Der Staatspräsident wird durch die Grobe Natio- 


nalkammmer unter ihren Mitglieder, die das A0. Lebens 
jahr vollendet haben und ein Hochschuktudium absol- 
viert haben, oder unter den türkischen Bärgerr opt dic- 
sen Eigenschaften und den Woraussetzungen Dr die 
Wahl zum Abgeordneten für die Leit von sieben Jahren 
gewählt. Um Kandidat für den Staatspräsidenten sein 
zu können, muß jemand mindestens 10 Jahre lang die 
türkische Staatsbürgerschaft besitzen. 


E. WAHL 


$ IIl: Der Staatspräsident wird mit der zwei Drittel 
Mehrheit der Mitglieder der Großen Nationalkammer 
in geheimer Abstimmung gewählt. Die Wahlen missen 
in 20 Tagen durchgeführt werden. 
Wenn in den ersten zwei Wahlgängen, die mit jeweils 
5 Tagen Abstand durchgefiihrt werden, diese Mehrheit 
nicht zu erreichen if, wird in dem dritten Durchgang 
der Kandidat gewählt, der die einfache Mehrheit er- 
reicht. 
Wenn im dritten Durchgang diese Mehrheit nicht etr- 
reicht wid, wird eine wierte ` Abstimsung 
an. der. sich dir zwei Kandidaten beteiligen, die m 
dritten Durchgang die meisten Stimmen erhielten. Im 
vierben Durchgang gilt der Kandidat ala gewählt, der 
die meisten Stimmen erhält. 


D. AUFGABE UND BEFUGNISSE 


&113: Der Staatspräsident ist das Haupt des Staates; in 
dieser Eigenschaft Ani era er die türkische Repu- 
břik und die Einkeit der Nation. 

Der Staatspräsident überwacht die Anwendung der 
Verfassung tnd das geordnete und ausgewogene Arbei- 
ten der Staatsorzane. Ä 
Wenn der e EE es als notwendig erachtet, 
beruft er das Kabinett unter seinem Worsitz ein, ent- 
sender in fremde Staaten Werteeter des türkischen 
Staates und empfängt die Vertreter, die aus fremden 
Staaten in die Türkei geschickt werden, ratilisiert im- 
ternationale Abkommen und veröffentlicht ae, Er 
kann im Falle von Krankheit, Behinderung oder Al- 
ierung die Strafen bestimmter Personen reduzieren 
oder aufheben, er beschließt die Wollereckung der 
Todesstrafen oder verwandelt sie unter Berufung aul 
das Amnestienpecsetz in cine lebenslängliche Haftstrafe, 
Der Staatspräsident führt des weiteren die Aufgaben 
und Befugnisse aus, die ihm laut Verfassung und den 
Gesetzen zukommen. 


L Der Staatsberarungsrat 

1.GRUNDUNG 

ZS 118: Zur Beratung des Staatspräsidenten wird em 
Staatsberatungssat gegründen, 
Der Rat besteht aus den folgenden Mitgliedem: 

A. Natürliche Mitglieder. Die ehemaligen Staatspräsi- 
denten, ehemaligen Vorsitzenden des Werlassungsge- 
riches und die ehemaligen Generalstabschefs sind die 
natürlichen Mitglieder des Rates, 

D. 20 Mitglieder, die durch den $taatsprässdenten unter 
den Personen ausgewählt werden, die hervorragende 
Dienste Für den Staat und die Nation geleistet haben. 


CG 10 Mitglieder, die unter den Personen, die die Eigen- 
schaften des Absatzes B. erfüllen, von den natärlichen 
Kirgliedern des Rates und den durch den Staatspräsi- 
denten ` gewählten Mitgliedern ausgewählt werden. 
Die Mitgliċder des Straatsberatungsrates versehen ihren 
Thenst für die Zeit von P Jahren, mit der Auflage nicht 
das 75, Lebensjahr zu überschreiten, ausgenommen die 
natürlichen Mitglieder. Mitglieder, deren Frist abläuft, 
werden neu gewählt. 


aja. 


IL Das Kabinett 
A. GRÜNDUNG 


3 126: Das Kabinett besteht aus dem Ministerpräsidenten 

und den Ministern. Der Ministerpräsident wird vom 
Stantspräsicdenten unter den Mitgliedern der Großen Na- 
tionalkammer oder denjenigen, die als Abgeordnere 
wählbar sind, ernannt, Dem Verfahren entsprechend 
kann der Stautspräsident ihn absetzen. 
Die Minister werden durch den Ministerpräsklenten 
unter den Mingliedern der Großen Nationalkamemer 
oder denjenigen, die ala Abgeordnete wählbar sind, 
ausgewählt und vom Stautsprüsdenten ernannt, Falls 
nötig kann der Staatspräsident se auf Worschlag des 
kinisterpräsidenten absehecn, 


6 


CG ERNEUERUNG DER WAHLEN ZUR GROGEN NA- 
TIONALEAMMER DURCH DEN STAATSPRASI- 
DENTEN 


& 13%: Wenn aufgrund eines laut $ 105 oder 150 der Ver- 
fassung eingereichten. Mißtrauenwotum das Kabinett 
abgesetzt wurde, kann der Alinisterpräsicent vom Staats- 
ee die Erneuerung der Wahlen zur Kammer 

rert- 

Wenn der abgesetzte Ainisterpräsident mach dem I. Ab- 
satz die Erneuerung der Wahlen fordert und kein neues 
Kabinetn in 30 Tagen gebikiet werden kann, kann der 
Staatsprisulent unter Beratung mit dem Präsidenten der 
Großen Nationalkammer tnd dem Präsdenten des Ke- 
publiksrats die Emeuerung der Wahlen fordern. 

Der Beschluß zur Erneuerung wird im Arntablatt ver- 
Sffentlicht und sofort Wahlen ausgeschrieben. 


rás 


E. DER NATIONALE SICHERHEITSRAT 


$ 134: Der Notionale Sicherheitsrat besteht unter Zem 
Vorsitz des Staatspräsidenten aus dem Präsidenten der 
Großen Nationalkammer, dem Vorsitzenden des Repu- 
bliksruts, dem Ministerpräsdenten, dem Generalstabs- 
chef, den Werteichiguengs-,; Innen- und Aubenmenistern, 
den Kommandanten der Streitkräfte und je nach Ver, 
sammlung durch den Staatsprisidenten zu beaiinmen- 
den Ministern. 
Die Tagesordnung wird durch den Staatspräsidenien 
festgelegt. Die Entscheidungen des Rates werden dem 
Kabinett vorgelegt. Die Entscheidungen zur. Existenz 
des Staaten, seine Unabhängigkeit, die Einheit und Un- 
teilharkeit des Landes und zum Schutz der Rube und 
Sicherheit der Gesellschaft haben für das Kabinett bin- 
denden Empfichlungscharak ter. 


Er folgen d Paragraphen zum Jumehmerustend Aus 
Plafzmangel haben wir die hier nicht zap übersetzt (Cl 


EB. DER STAATSKONTROLLRAT 


5 152: Der Staatskonteollrat, der an den Staatspräsi- 
denten gebunden, mit dem Ziele, ‚die Angemessen- 
heit der Regierung mit der Rechtsprechung, ihre ge- 
ordnete om prosluktive Durchführung und Entwick- 
lung zu sichern, perründer wurde, stellt auf Wunsch des 
Staatspräsidenten. Untersuchungen und riiungen 
in allen sffentlichen Einrichtungen und Insinutenen, 
solchen. Einrichtungen, an. denen diese Einrichtungen 
und Institutionen mil metr als. der Hälfe des Kapitals 
kereiligt sind, bei allen Berulsorpanisationen von der Ei- 
genschalt einer öffentlichen Einrichtung, bei den Berufs- 
organisationen der Arbciter und Arbeitgeber aui allen 
Ebenen, bei gemeinnützigen Vereinen, Stufrangen an 
und überreicht die Ergebnisse dem Staatpräslemen in 
einem Berscht. 


E DAS STAATSSICHERHEITSGERICHT 


§ 176: Die Staatssicherheitsgerichte haben sich mit den 
Straftaten zu belassen, dee die untellbare Einheit des 
Staates mir Land and Nation, die freikeitliche demokra- 
tische Ordnung und solche Vergehen betreffen, deren 
Eigenschaften gegen die Republik in der Verfassung auf- 
gelührt and oder direkt die innere und äußere Sicherheit 
des Stantes betreffen, Allerdings bleiben Bestimmungen 
zum Kriegmrecht und Situationen des Kriegseustandes 
wortrehalten. 


I. Hohe Gerichte 
A. WERFASSUNGSGERICHT 


l. Gründung 


& 17%: Das Verfassungsgericht besteht aus 15 Mitgliedern. 
Die Mitglieder werden durch den Staatspräskdenten čr- 
nannt. 

Der Vorsitzende und stin Stellvertreter des Yerfassungs- 
gerichtes wird unter den Mitgliedern in geheimer Wahl 
mit. einfacher Mehrheit fiir 4 Jahre gewählt. 


IL Der hohe Richter- und Stautsanwaltssal 


3 196: — 


+ Voll- und 4 Ersatzmitglieder werden won der Haupt- 
versammlung des Kevisionsgerichtes aus den eigenen 
Reihen und 2 Voll- und 2 Ersatzmitglieder von der 
Hauptversammlung des Werwaltungsgerichtes aus den 
eigenen Reihen ernannt, wobei der Staatspräsident für 
jedes Mitglied aus dem dreifachen Angebot die Kandi- 
daten für A Jahre bestimmt. 


r= 


INKRAFTTRETEN DER VERFASSUNG 


700: Diese Verlassung wird der Wolksabstimmung vorge- 


legt. Wenn sie dort akzeptiert wird, iat ale die Verfassung 
der türkischen Republik und wird mit den Ergebnissen 
der Volksabstimmung sofort im Amtsblatt verölffent 
licht. 


Cumhuriyet vom 20.07.1982 


TOREK-IS bat auf den neuen Verlssungentwurl scharf 
raper: "DER ENTWÜRF BRINGT KEINE DEMO- 
KRATIE" 


- Er gibi kein Verirrten pt die Zukunft mehr 

- Rule und Frieden lassen sich nicht erreichen 

-Das Tonjrecht werde ebnesekafft 

: He wirtschaftlichen Ansichten ren auf den Nerichten 
der Arbeitgeber 

In einer Erklärung, der vom Verband Türk-ls zu dem 

nenen Werfasungsentwurf herausgegeben wurde, beißt 

Ca weiler: 

Dez neue Verlasungschtwurf benkcSkekchttsg nicht die 

pluralistische und Freibeitliche Demokratie, sowie freie 

und demokratische Gewerkschaftsbewregungen. Mit dem 

regen Werfaszingsentwurl Set man gleichzeitig bemiiht, 

die Presse- umd Meinungsfreiheit einzuschränken. i 

im Einzelnen werden dann noch folgende Punkte auf: 

geführt: 
Absicht Ist es, Ürganisations und Aktionsireiheit der 
Yereine und Gewerkschaften zu beschneiden 

- Durch die Einschrinkeng des Steeiksrechts bleiben 
Tarllahkommen tine Farce 

- Alan wil die Finanzsourcén der Gewerkschaften aus- 
trocknen _ 

. Ausgpermung, ein Verbrechen an der Menschlichkeit, 
hat Eingang in die Verfassung gelunden. Man sucht 
nach Wegen, wie man die Gewerkschaften offiziell 
scheien kann, 

-= Die soziale Qualität des Staates steht nur noch auf dem 
Papier. 


Horgtvet vom 27.07.1982 


Evren in Erdek: ‘Ich möchte nicht an der begonnenen 
EHskesson teilnehmen‘ 


Bet scinem Besuch in Erdek hielt der Staatspräsident 
und Vorsitzende des Nationalen Sicherheitsrates, Kenan 
Evren, cine Rede an die Bevölkerung. Hierin sagte er u.a: 
Se hoben dër Fchmwiergkeiten mttoriebt, dir uns die 
Verfassung vor TREE beschert kat. Ihejenigen, die diese 
Verfassung ogegrhertet iben, mogen ae immer noch 
unterstützen. Sie munen, def die Verfersene yon 19601 
die beste set, Aber in Hërëizchkeit gi er eine suckliche 
Wehrkeit, dal weper dieser Verfassung die Türkei zum 
12. September 1980 gekommen it. 

Vergessen Sie nie, def die Freiheiten und Menschen 
rechte wirmals grenzenlos seb dürfen. Wenn erst einmal 
der Verfessungseniwurf verabschiedet Gi, dern kat nie- 
mand etwa mehr dere zu sonen." 


Hürriyet vorm 28.07.1982 


Hürriyet ließ den Verfassungentwurf von Wissenschaft- 
lern untersuchen 


Verschiedene Wissenschaftler gaben Hirriyet ihre Mei- 
nung zum Werfasungsentwurf bekannt. Wir präsentieren 
hier Auszüge. 


Prof. Faruk ERDEM: ehemalige Vorsitzende der An 
welßskumer)'Die Emennung der Richter mub durch sie 
selbst erfolgen. Der Entwurf ist im 5 196 ganz bestimmt 
falsch. Solange die Kommission nicht unabhängig. ist, 
kann man nicht mehr von einer demokratischen [udika- 
tive und Richtern rodin. Wenn sich die die Judikative 
verletzenden Maßnahmen häufen, nähert man sich 
langsam einen diktatorischen Regime. 

Prof. Cetin ÖZEK Prof an der juristischen Fakultät 
der Unkwersiiät Istanbul: Es ist unmöglich zu sagen, 
daft dieser Entwerl, der die Meinungsfreiheit beschränkt, 
eine demokratische Chralität bat. Man bat zunächst eine 
allgemeine Regel festgesetzt und dann die Beschränkun- 
gen aufgeführt, so dab dadurch die Möglichkeit entsteht, 
die Freiheiten ganz abzuschalten. 

Esin schwer zu begreifen, wie eine solche Mentalität mit 
dem Prinzip 'Pluralienus in der Demokrate" zu verem- 
haren i- Aus dem Text wid verständlich, dab man mar 
eine bestimmte Art von Meinung akzeptiert. 

Kann man behaupten, daß dieser Entwurf, der schon un- 
gedruckte und unveröllentlichte Publikationen als Straf 
Lat akzeptiert und die gedruckten Werke ohne Urteil der 
Gerichte einsamemeln Kt, ja sopar das Rech einräumt, 
Verlage für kurze. Zeit oder immer zu schließen, die 
Fressefeciheit schätzt und zu den Regeln des demokra- 
tischen Lebens padt? Der Entwurf geht davon aus, dab 
sämtliche Freiheiten abgeschallı werden können. Es be- 
stehe tin breiter Raum, Maßnahmen des Ausnahmeru- 
standes anzuwenden. Darüber hinaus sind die Befugnisse 
des Staatzpräsidenten so gut wie möglich erweitert wor- 
den. Die Eingrffsmöglichkeiten der. Judikativen und 
Legislative sind stark geküret worden. Auf diese Weise 
hat die politische Macht die unbegrenzte Möglichkeit, 
ein zutoritäres Kepime zu realisieren. ' 

Prof, Metin KUTSAL: Wirtha fakulti der Univers- 
Séi tanbeli} Kann man die Sache ctwa so betrachten, 
dab die Verfassung von 1961 und deren Gesetze alleine 
für die Krise zum 12. September 1980 verantwortlich 
sind? Bei einer Bewertung des Eotwurfes stellen wir 
fest, dab das neue Verfahren für ein freies Gewerk- 
schaftswesen und Tarlabkommen beunruhigend sind. 
Mehrere Probleme, die sogar auf der gesetzlichen Ebene 
lange Diskussionen verursacht haben, sind nach dem 
Wilen der Arbeitgeber gelöst worden. Die Gewerk- 
schaften haben nicht mehr das Recht des ‘check-off. 
Wenn man die Aussperrung al ein verfassungsgemähßes 
Recht einführt, bleibt man damit hinter den heutiger 
Entwicklungen zurück. Dieser Entwurf, der die Bezie- 
kungen der Gewerkschaften zu ihren Mirgliedern. kon: 
trollieren will und dit Tarifordnung durch Gesetz be- 
schränkt kann für unser Land, wenn er rechtskrältig 
wird, schimme Folgen haben. eet roas 


Terciman vom 29.07.1088 


Was sagen die Mitglieder der Beratenden Versammlung 
zur Verfassung? 


Terciman und Akajans sind nach der Veröffentlichung 
des Werfassungsentwurfes zu den Mitgliedern der Bera- 
tenden Wersammlung gegangen und habem ge nach 
ihrer Meinung zur Werlassung gefragt. Das Ergebnis 
veröffentlichen wir im folgenden in Auszügen: 

AL Nedim Bilgic {Adiyaman}: "Die Erteilung von s- 
vielen Belugnisen für ‚einen Staatspräsklenten kann 
in der Zukunlt wesentliche Auseinarcersetzungen 
zwischen dem Staatspräädenten und dem Minister- 
präsidenten mit sich bringen. Deswegen muß entweder 
der Staatspräsident durch das Volk direkt gewählt 
werden ` oder ein aus der Nationalkammer heraus 
gewählten Staatspräsident darf michi soviel Befugnisse 
baten, 

Muzaffer Sagisman (Istanbul): Ich hoffe, daf bei den 
Besprechungen in der Beratenden Versammlung dieser 
Entwurf zu einer angemessenen Form finden wird. Wir 
haben die Aufgabe eines Eildhauerz, der aus dem vorban- 
denen Material das Beste machen muß. 

Erdogan Bayik {Afyon}: ‘Die neue Verfassung ist nach 
der Weltanschauung des 12. Septembers entwickelt war- 
den. Ich finde se der heutigen Meinung und dem sozia- 
len Hau der Türkei angemessen. Aber der türkische Wa- 


tionalismus hätte noch besser zur Geltung kommen kön- 
nen. Iech finde die Entschlüse beziglieh Streiks und 
Ausspertmung passte," 

Abbas Gökce (Kars): Bei der Worbereitung der Verlass 
sung wurde überhastet gehandelt. Zwischen den eimzel- 
nenen Artikeln bestehen keine zwingenden Verbkindun- 
gen und es gibt eine Anzahl von redaktionellen Fehlern. 
Jie Exekutive wurde durch die Werfasung gestärkt und 
gegeniiber einem mit vielen Befugnissen ausgestatteten 
Staatspräsidenten wurde der Ministerpräsident in einer 
schwachen Position belassen. Die Verstärkung der Exe- 
kutive ist selbstverständlich nach den Erfahrungen der 
Zeit wor dem 12.3epiember unumgänglich, allerdings 
hätte ca zwischen den Eelugnissen eines Staatspräsiden- 
ten und denen des Ministerpräsilenten in größeres 
Gleichgewicht geben müssen." 

Recai Dincer (Fursa) : "Der Entwurf enthält Bestim- 
mungen, die die Zukunft der Türkei absichern können. 
Manche Artikel mögen manchen Leuten nicht gefallen. 
Gegen den Terror. werden. snktonistische Maßnahmen 
ergriffen. ` 


Curmhuriyet vom 29.07.1092 


Des Vorsitzende der Joumalistengwerkschaft GareB: 
Es ist unmöglich, den Entwurf Ernst zu. nehmen’ 


Die Jourmalistengewerkschaft der Türkei iTGS] hat ihre 
Kritiken und Worschläge zu dem Werfassungsentwurf, 
der ab 2. August in der Beratenden Yersammlung zur 
Debatte ansteht, allen Mitgliedern der Beratenden Wer- 
sammlung schriftlich zukommen lassen. Der Vorsitzende 
Nail Gürch gab zudem noch eine Erklärung in diesem 
Zusammenhang ab, Er teilte mit, daß man den Verfas 
sungsentwurf 1982 mit seinen unausgewogenen Artikeln 
nicht ernst nehmen könne und führte weiter aus: 

Diese Verfassung ir hinter der Gesellschaft zurüchge- 
blieben. Dieser Entwurf underspriche dem Kern des 
reihritfichen, parlanentarischen Regimes, Mierer Eat: 
werf widerspricht dem Republikmwerstärdnis von Ata- 
kürk, (Heser Erefieur Get weit deren entjemi, eien ge: 
sellschafilichen Frieden ee. diesen: Lande herzuntellen. 
Ike werantwertkchen Insttukonen dieser Periode 
müssen . wenn sie ikre Arbeit erfolgreich machen wollen, 
in der Verfassung Achtung vor den Grundrechien und 
reikeilen haben und sie m emen demokratischen und 
repuhlikenischen Rahmen tzen. d 


Terciiman vom 30.07.1052 


"Die Werammlung hat die Kraft, die Verfassung reif 
zu machen“ 


Unter den Stimmen, die sich aus der Beratenden Yer- 
sammlung zu dem Werfasungsentwwrf aubern, hiuft 
sich die Meinung, dal cs keiner neuen Werlassungsent- 
wurits beeliirfe. Der Sprecher der Werfasungskommuis- 
sion in der Beratenden Versammlung, Prof, Sener Akyol 
meinte, daß sie in der Kommission sich mit mehr als 
30 Tausend Lücken beschäftigt hätten, dab aber 
man höchstens gegen 100 Punkte eine Opposition be- 
stünde, Er machte auch darauf aufmerksım, dal es nicht 
Lehrend sei, sich an der Zahl von 13 derl5 Kommis- 
Sionsmitzliedern, die den Werlassungsentwurf in der Ge- 
sarneheit nicht akzeptieren würden, festzubeißen. 

Zur gleichen Zeit ließen die Mitglieder der Beratenden 
Versammlung, Fuat Azgur, Imren Aykut, Ibrahim Gök- 
tepe, Siyami Ersek. Ragip Tartan, Bahtiyar Uannogiu 
und Recai Dincer verlauten, daß es an der Werlassung 
schen kritiserbare Punkte gebe, dañ sie aber nicht glaub» 
ten. dad man einen neuen Entwurf susarbeiten miaee, 
Der Abgeordnete aus der Provinz Kars, Fuat Azgur, 
meinte zudem: ‘Die Rede des Staaispröndenten in Erdek 
wer meiner Meinung deren! dwrgerichtet, die Ferfassung 
in der Gesamtheit zu Bestätigen. 

Der Sprecher der Verlassungskommission, Akyol, mači- 
te ferner darauf aufmerksam, dab die Kommission bei 
der Erarbeitung dea Entwurles mit sehr grober Vorsicht 
vorgegangen ist. Šie habe sogar die Experten aus der 
Vollversammlung um ihren Rat gebeten. Man habe zwar 
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einen großen Teil der strittigen Punkte zusräumen kön- 
nen, aber eine Diskussion um verschiedene Punkte sei 
mun einmal michi zu vermeiden. 

Der Vertreter der Zentrale, Rapp Tartan, meinte: 
Teh bin der HDbhrzenëugg, dap viele Mitglieder der Fer 
mmm bag diesen Entwurf genauso wie ch pas rur 
teilen: werden. Fehler und Mängel kannen selhstverständ- 
lieh vorkanden sein. Das aber bedentet nicht, daf man 
die ganze Verfüssung als negativ ablehnen muß. Here 
gen denke ich, daf er micht ofwendeg dt, ofge Reut 
Kommission zu gründen, um eien neuen Entwurf 
eptzugtberien, ` 


Hürriyet vom 30.07.1982 
Der Stantspräsident ist der einzige. Vertreter des Staates 


Finanzminister Kafaoglu immi an der Diskussion um 
Jen Werlassungsentwurf. nicht teil, da er den Inhalt so 
akzeptiert. Er befürworten, daf die Worsitzenlen der 
Zentralbank, des: Werfassungsgerichts und der Radio- 
und Fernschgesellschaft durch den Staatspräsitenten 
ernannt werben, da sie den Staat vertreten- Die ange 
hene Herrschaft mul vom: Slaatzpräsidenten ernannt 
werden. Die Fehler in der Verfassung von 1961 beaan- 
den darin dat sie diese Punkte nicht enthlwleı. Ein Mil- 
glied der verfassungsgebenden Versammlung bat "ge: 
sagt, daß es Kreise gibt, die mit der Rube aach dem 
12.09. nicht zufrieden sind und ihrer Frusration darch 
die scharfe Kritik an dem neuen Werfassungsentwirf 
Ausdruck verleihen. 


Terriman von 30.07.1082 


Wir sind nicht gegen die Gesamtheit des Entwurfes, 
sondern gegen einzelne Artikel 


Die zum Werlassungentwurf oppasitionellen Mitzlic- 
der VWerfassungskommision teilten mit, dal sie nich 
gegen die Gesammheit des Eaotertes, sonder gegen 
einzelne Artikel der Verfassung sien. Im Einzelnen 
haben die Mitglieder der 1%-köpfigen Verfassungskom- 
mission folgende Einwände geäußert: 

rhan Aldikaeti und. Rafet Ibrahimoglu stimmten dem 
Entwurf in seiner Gesamtheit zu. Der stellvertretende 
Kommissionsrorsitzende Feyyaz Göleökli bai stinen 
Kommentar beigefügt und sich Rederecht in der Debat: 
te vorbehalten. Der ge der Kommission, Sener Ak- 
yol hat sich Rederecht zur Gesamtheit der Verlassung 
vorbehalten. Der Schriftführer Fikret Alpaslan hat dit 
von ihm monierten Artickl kommentiert: beigefügt und 


sich ebenfalls Bederecht vorbehalten. Hıkmet Aug bat 
Jen Vorsitzenden ebenfalls einen Kommentar zu dree 
von ihm kritisierten Artikel übergehen und. sieh ein 
Kederecht vorbehalten. Feridun Ergin hatte gerne zu 
dem Entwurf als Ganzen und zu einzelnen Artikeln 
das Kederechl Kemal Dal hat cm kommmentierendes 
Schreiben beigefügt und sich Roderecht offengehalten. 
Feyzi Feyzioglu hat ein Schreiben zu den vorn Um kr: 
tigierten Artikeln beigefügt. Ihsan Güksel mochte Reder- 
echt zu den Artikeln, die als kritisierwiardig bei dem 
Vorsitzenden angemeldet hat. A.. Mimin Karvalalı bat 
seine Kritik schriftlich formuliert. Recep Meric möchte 
Bederecht bezüglich der Artikel, die er dem Worstzen- 
den mitgeteilt hat, Teoman Üzalp ist in Opposition zu 
Aen Artikeln 33, 59, 130 und 170 und behält sich das 
Kederecht bezüglich der Artikel 19.20. 71, 76, 75, M 
134, 148, 160, 164, 165, 169, 298 vor. Muammer Yazar 
hat ein kritisches Schreiben beigefügt und sch gleich- 
zeitig Kederecht für den gesamten Entwurf workehalten. 
In diesem Zusammenhang machte das Kommissionmut- 
glied Prof. Ergin darauf aufmerksum, dab er sich zwar 
das Rederecht vorbehalten habe, er aber den Emrener 
nicht im seiner Grundsätzen kritisieren wolls- Ex GE ep 
Enjeng deisen Enik ach nirki fahrt" Er drückte die 
Erwartung aus, dab sie durch die Erarbeitung einer iiber- 
dauernden Werlassung einen wertvollen Thenst an der 
Geschichte gemacht haben werden. 
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